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Der Bundesminister des Innern 

ÖS I 5 - 625 300/9 


Bonn, den 21, November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bekämpfung umherziehender Täter ohne festen Wohn- 
sitz, insbesondere der von Landfahrern gebildeten 
Diebes- und Betrugsbanden 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stückten, Wagner, 
Schlager, Dr. Even und Genossen 
- Drucksache V/3446 ^ 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Justiz und dem Herrn Bundesmini- 
ster für Wirtschaft wie folgt: 


1. Treffen die behaupteten Verhältnisse zu und stimmt es ins- 
besondere, daß im Zusammenhang mit der immer größer wer- 
denden Mobilität des Verbrechertums auch die Zahl der reisen- 
den Täter zunimmt, die insbesondere unter dem Deckmantel 
einer Reisegewerbekarte ihre Straftaten begehen? 

Die Kriminalpolizei erfaßt als „reisenden'" Täter jeden, der 
Straftaten außerhalb seines ständigen Wohn- und Aufenthalts- 
ortes begeht. Als „reisende" Täter werden ferner alle nach 
Landfahrerart umherziehenden Straftäter registriert. Die nach- 
folgenden Ausführungen beziehen sich lediglich auf den zuletzt 
genannten Täterkreis. 

a) Im Jahre 1967 wurden nach der vom Bundeskriminalamt er- 
stellten Polizeilichen Kriminalstatistik 1426 Straftäter ermit- 
telt, die zu dem nach Landfahrerart umherziehenden Perso- 
nenkreis gehören. Damit beträgt der Anteil dieser Täter- 
gruppe an der Gesamtzahl aller als Täter polizeilich festge- 
stellten Personen 0,1 v. H. Der Anteil an der Gesamtkrimi- 
nalilät ist nicht höher als in den Vorjahren; allerdings ist 
die Gesamtkriminalität in den letzten Jahren ständig gestie- 
gen. Der Anteil der Landfahrer bei den Straftatengruppen 
schwerer Diebstahl in Wohnungen und Taschendiebstahl be- 
trägt allerdings 0,6 v. H. und bei der Gruppe Betrug durch 
Geschäftsreisende 0,5 v. H. 
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b) Erfahrungsgemäß ist die Kriminalität der nach Landfahrer- 
art umherziehenden Personen als eines Teils der „reisen- 
den“ Täter wegen ihrer Mobilität schwerer zu bekämpfen 
als die ortsgebundener Personen. 

c) Eine Erschwerung in der Bekämpfung der Kriminalität von 
Landfahrern durch Änderungen des polizeilichen Melde- 
wesens ist in den letzten Jahren entgegen den Annahmen in 
der Kleinen Anfrage nicht eingetreten. Nach den insoweit 
übereinstimmenden Meldevorschriften der Länder müssen 
sich auch heute noch alle Personen, die keinen festen Wohn- 
sitz haben, unverzüglich nach Ankunft bei der Meldebehörde 
des Übernachtungsortes melden. Ob in den Ländern in allen 
Fällen versucht wird, diese Vorschrift durchzusetzen, ist 
allerdings nicht mit Sicherheit festzustellen. 

Der Wegfall der Ausweispflicht bei Übernachtungen in 
Hotels dürfte kaum Auswirkungen auf die Kriminalitäts- 
bekämpfung haben, weil Landfahrer nur selten in Hotels 
und Beherbergungsstätten übernachten. 

d) Es ist zutreffend, daß Landfahrer in letzter Zeit zunehmend 
versuchen, mit gefälschten und verfälschten Personalaus- 
weisen und Führerscheinen ihre Identität zu verschleiern. 
Das gleiche gilt aber auch für andere Tätergruppen. Die 
Vordrucke für diese Ausweise stammen vorwiegend aus 
Diebstählen in Ordnungsämtern. 

e) Es trifft zu, daß aus dem Bundespersonalausweis nicht zu 
ersehen ist, ob es sich bei dem „festen Wohnsitz" um einen 
Wohnwagenabstellplatz handelt. 

f) Die Landfahrer sind bestrebt, im Bundesgebiet einen festen 
Wohnsitz nachzuweisen, um nicht den besonderen Melde- 
bestimmungen für Personen ohne festen Wohnsitz zu unter- 
liegen. Ob die auf Wohnwagenabstellplätzen abgestellten 
Wohnwagen als Wohnung angesehen werden können, hängt 
nach den insoweit übereinstimmenden Meldevorschriften der 
Länder davon ab, ob sie lediglich als Ersatz für eine Woh- 
nung und nicht zugleich zur Fortbewegung dienen. In jedem 
Fall besteht ein sicherheitspolizeiliches Bedürfnis daran, alle 
auf Wohnwagenabstellplätzen untergekommenen Personen 
polizeilich zu registrieren, was am einfachsten durch Ent- 
gegennahme einer polizeilichen Anmeldung möglich ist. 

g) Nach dem geltenden Haftrecht kann der Richter die Unter- 
suchungshaft anordnen, wenn aufgrund bestimmter Tat- 
sachen die Gefahr besteht, daß der Beschuldigte sich dem 
Strafverfahren entziehen werde. Der Umstand, daß ein Be- 
schuldigter einen festen Wohnsitz hat, steht nach allge- 
meiner Auffassung der Annahme der Fluchtgefahr nicht ent- 
gegen. Es ist deshalb im Einzelfall von den Gerichten zu 
prüfen, ob die Lebensverhältnisse des Beschuldigten derart 
sind, daß die Gefahr, der Beschuldigte werde sich dem Straf- 
verfahren entziehen, nicht besteht (§ 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO). 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache M/ 3544 


h) Unterlagen dafür, daß die Straftaten von Landfahrern im 
steigenden Maße unter Ausnutzung einer Reisegewerbe- 
karte begangen werden, liegen nicht vor. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, damit für die 
Zukunft eine bessere Verbrechensbekämpfung der reisenden 
Täter gewährleistet ist? Ist insbesondere eine Änderung des 
geltenden Rechts der Untersuchungshaft erforderlich? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Straftäter, der 
nach Landfahrerart umherzieht, im wesentlichen mit den glei- 
chen kriminaltaktischen Mitteln bekämpft werden muß, die für 
den sonstigen „reisenden" Täter gelten, d. h. durch Intensivie- 
rung der örtlichen und überörtlichen Fahndung, durch genaue 
Beachtung der Vorschriften für den kriminalpolizeilichen Mel- 
dedienst und den kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustausch 
und der Vorschriften für den Erkennungsdienst. 

Die Bekämpfung der Kriminalität von umherziehenden Tätern 
ohne festen Wohnsitz, insbesondere der von Landfahrern ge- 
bildeten Diebes- und Betrugsbanden ist vor kurzem durch ein 
zwischen den Ländern abgeschlossenes Abkommen über die 
Erweiterung der polizeilichen Zuständigkeit in der Verbrechens- 
bekämpfung erleichtert worden; die Bundesregierung erwägt 
weitere Verbesserungen durch eine Änderung des Gesetzes 
über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundes- 
kriminalamtes) vom 8. März 1951. 

Außerdem hat das Bundesministerium der Justiz Erörterungen 
mit den Landesjustizverwaltungen darüber eingeleitet, ob nach 
den bisherigen Erfahrungen mit den durch die Strafprozeß- 
novelle geänderten Haftvorschriften eine Reform der Vorschrift 
über die Untersuchungshaft erforderlich ist. Hierüber wird die 
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag zu gegebener Zeit 
berichten. 


3. Mit welchen Maßnahmen könnte insbesondere erreicht werden, 
daß die Reisegewerbekarte künftig nicht mehr als Deckmantel 
für Diebstähle, Betrügereien und andere Straftaten mißbraucht 
wird? Sollten bei der Prüfung über die Reisegewerbekarte ver- 
schärfte Anforderungen an die Angabe eines festen Wohnsitzes 
gestellt werden, sollte insbesondere vermehrt von der Möglich- 
keit des § 57 a Abs. 1 Nr. 4 der Gewerbeordnung einer Ver- 
sagung der Reisegewerbekarte Gebrauch gemacht werden, wenn 
der Antragsteller keinen festen Wohnsitz hat? 

Nach den Vorschriften der Gewerbeordnung darf grundsätzlich 
ein Reisegewerbe nur derjenige betreiben, dem durch Ausstel- 
lung einer Reisegewerbekarte (§ 55 GewO) die Ausübung er- 
laubt worden ist. Zuständig für die Ausstellung einer Reise- 
gewerbekarte ist die untere Verwaltungsbehörde. Die Reise- 
gewerbekarte ist nach § 57 Abs. 1 GewO dem Antragsteller 
insbesondere dann zu versagen, wenn er nicht die für die Aus- 
übung des Reisegewerbes erforderliche Zuverlässigkeit besitzt 
oder wenn er unter Polizeiaufsicht steht. Darüber hinaus muß 
die Reisegewerbekarte auch versagt werden, wenn der Antrag- 
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Steller wegen eines Verbrechens oder wegen bestimmter Ver- 
gehen (z. B. Diebstahl, Betrug, Hehlerei, Hausfriedensbruch, 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte) zu einer Gefängnis- 
strafe von mindestens 3 Monaten rechtskräftig verurteilt worden 
ist und seit Verbüßung der Strafe 3 Jahre noch nicht verflossen 
sind, ferner wenn er wegen Bettelei oder Landstreicherei in den 
letzten 3 Jahren vor der Antragstellung wiederholt rechtskräftig 
verurteilt worden ist. Außerdem gibt § 57 a Abs. 1 GewO der 
Behörde die Möglichkeit, aus weiteren Gründen die Reisege- 
werbekarte zu versagen, und zwar insbesondere dann, wenn 
der Antragsteller keinen festen Wohnsitz hat. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Vorschriften 
den zuständigen Behörden ausreichende Handhaben dafür 
geben, unzuverlässige und sonstige im Reisegewerbe nicht er- 
wünschte Personen fernzuhalten. Sie hat keinen Anlaß zu der 
Annahme, daß die Verwaltungsbehörden der Länder ihrer 
Prüfungs- und Überwachungspflicht nicht in dem erforderlichen 
Umfang nachkommen. Die Länder, die für die Durchführung der 
Gewerbeordnung zuständig sind, könnten allerdings die vor- 
liegende Anfrage zum Anlaß nehmen, ihre nachgeordneten 
Behörden erneut zu ersuchen, bei der Erteilung von Reise- 
gewerbekarten noch schärfere Maßstäbe anzulegen. Hierbei 
könnte auch von der Möglichkeit verstärkt Gebrauch gemacht 
werden, die Reisegewerbekarte bei Fehlen eines festen Wohn- 
sitzes zu versagen. Im übrigen ist die Frage, ob die Befugnis 
zur Ausübung eines Reisegewerbes vom Vorliegen eines festen 
Wohnsitzes abhängig gemacht werden soll, zur Zeit Gegen- 
stand von Beratungen der EWG im Zusammenhang mit der 
Liberalisierung dieses Gewerbes; dieser Frage kommt ferner 
für die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
im EWG-Raum Bedeutung zu. Auch aus diesem Grund wird ihr 
die Bundesregierung weiterhin besondere Aufmerksamkeit 
widmen. 

4. Falls die Bundesregierung der Auffassung ist, daß die Vor- 
schriften über das Reisegewerbe ohnehin nicht mehr zeitgemäß 
sind - zumal das Reisegewerbe auch für den ländlichen Raum 
wegen der Motorisierung der Käufer nicht mehr die gleiche 
wirtschaftliche Bedeutung wie früher hat - würde es die Ver- 
brechensbekämpfung der landfahrenden Täter erleichtern, 
wenn die Ausübung des Reisegewerbes auf bestimmte Gebiete 
begrenzt wird - 

wenn das Reisegewerbe nur innerhalb der Stadt, Gemeinde oder 
des Landkreises aus geübt werden kann, durch deren Behörden 
die Reisegewerbekarte ausgestellt worden ist - 
wenn künftig das Reisegewerbe in jeder Gemeinde erst aus- 
geübt werden darf, nachdem der Gewerbetreibende die Auf- 
nahme seiner Tätigkeit bei dieser Gemeinde angemeldet und 
dafür eine formelle Bestätigung erhalten hat, deren Nichtbesitz 
künftig mit Strafe bedroht sein müßte - 

wenn künftig Reisegewerbetreibende verpflichtet wären, ihre 
Reisegewerbekarte sowie die vorgenannte Anmeldebesdieini- 
gung unaufgefordert bei Ausübung des Gewerbebetriebes auch 
Privatpersonen vorzulegen - 

wenn künftig im Personalausweis bloße Wohnwagenabstell- 
plätze bei der Angabe von Wohnsitzen als solche zu bezeichnen 
sind? 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Vorschriften 
über das Reisegewerbe zeitgemäß sind. Diese Vorschriften, die 
der Gesetzgeber erst im Jahre 1960 durch das Vierte Bundes- 
gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung vom 5. Februar 1960 
(BGBl. I S. 61) grundlegend neu gestaltet hat, haben sich be- 
währt. Das Reisegewerbe erfüllt nach wie vor eine wichtige 
Funktion im Rahmen der Gesamtwirtschaft; es dient der zusätz- 
lichen Versorgung der Verbraucher. Es liegen der Bundesregie- 
rung keine Anhaltspunkte dafür vor, daß die Bedeutung des 
Reisegewerbes in den letzten Jahren abgenommen hätte. Für 
die Bedeutung dieses Gewerbezweiges sprechen auch die vom 
Berufsverband angegebenen Zahlen, wonach die etwa 240 000 
Reisegewerbetreibenden im letzten Jahr Umsätze in Höhe von 
rd. 12 Milliarden DM erzielt haben. 

Gegen die in der Kleinen Anfrage vorgeschlagenen Maßnahmen 
gewerberechtlicher Art bestehen insbesondere folgende Be- 
denken: 

a) Würde man künftig die Ausübung des Reisegewerbes ört- 
lich auf bestimmte Gebiete begrenzen und den Reisegewerbe- 
treibenden zwingen, sich in jeder Gemeinde anzumelden, 
so könnte dies zu einer verfassungswidrigen Einschränkung 
der freien Berufsausübung (Artikel 12 GG) führen. Solche ein- 
schneidenden Maßnahmen stünden nicht in einem ange- 
messenen Verhältnis zu dem damit erstrebten Ziel, die Ver- 
brechensbekämpfung zu erleichtern. Denn die in der Anfrage 
vorwiegend angesprochenen sog. Landfahrer stellen nur 
einen sehr kleinen Teil der Reisegewerbetreibenden dar. 
Die Begrenzung der Tätigkeit auf bestimmte Gebiete würde 
jedoch alle Reisegewerbetreibenden, also auch die redlich 
ihren Beruf ausübenden - und das ist bei weitem die Mehr- 
zahl - wegen weniger Ausnahmen in ihrer Berufsausübung 
erheblich beeinträchtigen und unter Umständen ihre wirt- 
schaftliche Existenz vernichten. 

b) Die genannten Maßnahmen würden außerdem zu einem 
außerordentlich hohen Verwaltungsaufwand führen, der 
nach Auffassung der Bundesregierung ebenfalls in keinem 
Verhältnis zu dem angestrebten Ziel stehen würde. Bei der 
heute sehr großen Mobilität der ca. 240 000 Reisegewerbe- 
treibenden müßten die Behörden in kürzester Zeit eine Fülle 
von Anmeldungen entgegennehmen und eine Vielzahl for- 
meller Bestätigungen ausstellen. Eine Vergrößerung des 
Personalbestandes und - hierdurch bedingt - vermehrte 
Kosten wären nicht zu vermeiden. 

c) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es nicht not- 
wendig ist, von allen Reisegewerbetreibenden und somit 
auch von den redlich Gewerbetreibenden zu verlangen, daß 
sie sich unaufgefordert ausweisen; dies käme einem Miß- 
trauen gegenüber dem Reisegewerbe schlechthin gleich. Ein 
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Reisegewerbetreibender, der seiner Tätigkeit ordnungsge- 
mäß nachgeht, wird sich ohnehin in der Regel von sich aus 
legitimieren oder einer entsprechenden Aufforderung ohne 
weiteres nachkommen. Eine Vorschrift, sich unaufgefordert 
auszuweisen, würde mit einiger Sicherheit von den betrüge- 
rischen Reisegewerbekartenbesitzern mißachtet werden; sie 
wäre also ohne praktische Auswirkungen. 

d) Es könnte zwar erwogen werden, im Bundespersonalausweis 
bei der Angabe des Wohnsitzes Wohnwagenabstellplätze 
als solche zu bezeichnen. Gegen eine solche Regelung sind 
aber aus sicherheitspolizeilichen Gründen Bedenken geltend 
zu machen; sie könnte den in Frage kommenden Personen- 
kreis veranlassen, Wohnwagenabstellplätze nicht mehr zu 
benutzen und an anderen hierfür nicht hergerichteten Plät- 
zen Aufenthalt zu nehmen. Die sicherheitsmäßige Forderung 
nach möglichster Konzentrierung von nach Landfahrerart 
umherziehenden Personen auf solchen Wohnwagenabstell- 
plätzen würde damit vereitelt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Forderung 
nach größtmöglichem Schutz der Bevölkerung vor Diebes- und 
Betrugsbanden am besten durch umfassende Aufklärung über 
die bestehenden Gefahren entsprochen werden kann. Eine 
solche Aufklärung sollte den Bürger zu erhöhter Wachsamkeit 
und Vorsicht beim Umgang mit umherziehenden Gewerbe- 
treibenden veranlassen; er sollte von sich aus die Aufnahme 
geschäftlicher Beziehungen davon abhängig machen, daß der 
Gewerbetreibende seine Legitimation nachweist. 

Die Kriminalpolizei hat ihre Bemühungen um Aufklärung der 
Bevölkerung im Rahmen ihrer präventiven Tätigkeit verstärkt. 
Es wird insoweit auf den Bericht des Bundesministers des Innern 
vom 24. April 1 968- Drucksache V/2855- auf eine entsprechende 
Anfrage des Deutschen Bundestages verwiesen. 

In diesem Zusammenhang darf mit Befriedigung darauf hinge- 
wiesen werden, daß sich in letzter Zeit auch ein Teil der Massen- 
medien mit Erfolg dieser Aufgabe angenommen hat. 


In Vertretung 

Gumbel 



